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FAQ Kommunale Verpackungssteuern und die Tübinger Umsetzung 

Kosten/Nutzen – Wie hoch ist das Verhält-

nis von Ausgaben und Einnahmen pro Jahr 

in Tübingen? 

Zu Beginn waren es 2 Stellen, nun sind es 1,5 Stellen, die sich nur der Verpackungssteuer widmen. Die Personal-

kosten belaufen sich auf etwa 100.000 € pro Jahr. Da die Projektleitung nur eine 75%-Stelle hat, waren es genau 

genommen zu Beginn 1,75 Stellen und nun noch 1,25 Stellen.   

Diese Stellen führen auch die Prüfungen sowie den Versand der Steuerbescheide durch. Dies ist gut umsetz-

bar: Ca. 1/3 der Betriebe sind als steuerfrei eingestuft (keine Einwegverpackungen, die unter Steuer fallen), bei 

ca. 1/3 gibt es keinen hohen Prüfaufwand, bei ca. 1/3 der Prüfungen besteht höherer Prüfaufwand. Diese Fälle 

werden aber mit der Zeit einfacher, da sowohl Gastronom*innen als auch die Stadt Erfahrungen mit der Steuer 

sammeln. Zusätzlich bestehen keine unmittelbaren Fristen für Steuerbescheide, daher ist die Arbeit gut aufteilbar. 

Das Forderungsmanagement liegt in Tübingen bei der Stadtkasse, d.h. sie übernimmt nach Ver-sand des Steu-

erbescheides. Bei der Stadtkasse wurden bisher keine Stellen aufgestockt. 

Im Jahr 2022 hat Tübingen knapp 950.000 € durch die Verpackungssteuer eingenommen. Den Kosten für die 

Personalstellen mit rund 100.000 € Kosten stehen also Einnahmen von 950.000 € pro Jahr gegenüber! Dabei ist 

zu beachten, dass in Tübingen als erste Kommune mit einer kommunalen Verpackungssteuer zusätzliche Anlauf-

kosten für Personal oder Prozesskosten aufwenden musste, die bei nachfolgenden Kommunen nicht mehr anfal-

len werden. Die Kosten für Druckerzeugnisse (ca. 6.000 € für Broschüre, Flyer u. Plakate) plus Film (rund 12.000 

€) sind vernachlässigbar gering. 

Hinweis: Die Tendenz der Einnahmen ist aufgrund der Lenkungswirkung zu weniger Einwegverpackungen ab-

nehmend. Sollten die Einnahmen deutlich sinken, kann die Personalkapazität entsprechend angepasst werden. 

Welche Lenkungswirkung hat die Tübinger 

Verpackungssteuer? 

Immer wieder wird auch die Lenkungswirkung aufgrund eines Arbeitspapiers der Universität Tübingen angezwei-

felt. Der Autor unternahm den Versuch, den Rückgang der Müllmenge im öffentlichen Raum Tübingens nach 
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Einführung der Verpackungssteuer zu analysieren. Darauffolgende Schlagzeilen, dass die Verpackungssteuer auf-

grund einer nicht messbaren Reduktion der Müllmenge keine Wirkung habe, sind irreführend und beruhen auf 

einer lückenhaften Darstellung.  

Die Datenbasis für die Reduktion der Müllmenge waren Daten vom Tübinger Bauhof. Dort wird der Müll aber 

nicht nach Fraktionen getrennt, sondern nur als gesamte Einheit gewogen. Der Autor des Arbeitspapiers kann 

daher nur die Aussage treffen, dass sich das Gewicht der Müllmenge in öffentlichen Mülleimern pro Kopf in Tü-

bingen seit der Einführung der Verpackungssteuer nicht verringert hat. Er hat jedoch nicht die Auswirkung auf 

das Verpackungsmüllvolumen untersucht. Da Verpackungsmüll jedoch viel Volumen aber wenig Gewicht ein-

nimmt, ist die Datengrundlage – auch nach eigener Aussage des Doktoranden – nicht geeignet, um eine quali-

fizierte und abschließende Antwort bezüglich des Rückgangs von Einwegverpackungen durch die Verpackungs-

steuer zu geben. 

Wichtige Zahlen, um die Lenkungswirkung der Verpackungssteuer zu weniger Einwegverpackungsmüll aufzu-

zeigen, sind hingegen die Daten zu der Anzahl mehrwegnutzender Betriebe in Tübingen: Unmittelbar vor der 

Einführung der Tübinger Verpackungssteuer ist die Anzahl der Betriebe, die Mehrwegverpackungen nutzen, 

sprunghaft angestiegen. Mittlerweile hat Tübingen in Relation zur Bevölkerung die meisten mehrwegnutzenden 

Gastronomiebetriebe Deutschlands.  

Dass die Vermüllung des öffentlichen Raums durch Verpackungen deutlich wahrnehmbar ist, bestätigen auch 

die Kommunalen Servicebetriebe Tübingen (KST).   

Es gibt doch schon die Mehrwegangebots-

pflicht – warum braucht es dann noch kom-

munale Verpackungssteuern? 

Verpackungen sind eine ständig wachsende Abfallquelle. In der Europäischen Union fallen pro Jahr und Person 

186,5 kg Verpackungsmüll an. Doch ohne wirkungsvolle Maßnahmen wird diese Menge laut der Europäischen 

Kommission bis 2030 um 19 %, Verpackungsabfälle aus Kunststoff sogar um 46 % steigen.  

Eine in Deutschland eingeführte Maßnahme, um dem Verpackungsmüll von 227 kg pro Jahr und Person etwas 

entgegenzusetzen, ist die seit dem 1. Januar 2023 geltende Mehrwegangebotspflicht. Diese besagt, dass Betriebe, 

die verzehrfertige Lebensmittel in Kunststoff-Einwegbehältnissen oder Getränke in Einwegbechern verkaufen, ge-

setzlich dazu verpflichtet sind, ihren Kund*innen Mehrwegverpackungen als Alternative anzubieten. Bisher 

konnte die Mehrwegangebotspflicht aber keine Lenkungswirkung entfalten. Dies liegt an mehreren Gründen:  

https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/env_waspac/default/table?lang=en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_7155
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_7155
https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/view/env_waspac/default/table?lang=en
https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/Mehrweg/231130_Mehrwegangebotspflicht_Infoblatt_f%C3%BCr_Gastro_und_Veranstaltungen_FINAL.pdf
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Alle Betriebe, die bis zu 5 Beschäftigte und gleichzeitig nicht mehr als 80 m2 Verkaufsfläche haben, sind nicht von 

der Pflicht betroffen. Ein Mangel an Kontrollen führt dazu, dass sich viele von der Pflicht betroffene Betriebe nicht 

an die gesetzliche Vorschrift halten. Doch auch eine Erhöhung der Kontrollen der Mehrwegangebotspflicht wird 

zu keiner ausreichenden Lenkungswirkung führen. Denn es gibt durch dieses Gesetz keinen finanziellen Anreiz, 

Mehrweg zu benutzen. Mehrweg darf zwar nicht teurer sein als die Einwegvariante, einen vorgeschriebenen Bo-

nus oder festgelegte Ersparnis durch Mehrwegnutzung besteht aber auch nicht. Des Weiteren gilt die Pflicht nicht 

materialunabhängig und nur für Einwegbecher und -boxen. Einerseits werden daher häufig Einweg-Produkte aus 

Plastik einfach durch Einweg aus Papier, Pappe, Holz oder Aluminium ersetzt. Andererseits sind Einwegartikel wie 

Einwegbesteck, Wrapper etc. nicht von der Pflicht betroffen.  

Die Verpackungssteuer ist jedoch ein finanzieller Anreiz für Gastronom*innen und Konsument*innen, Mehr-

weg statt Einweg zu nutzen. Im Gegensatz zur Mehrwegangebotspflicht ist die Tübinger Steuer auch viel weit-

greifender, denn sie gilt für alle Materialarten sowie neben Einwegbechern und -boxen auch für weitere Ver-

packungstypen, wie Wrapper oder Besteck.  

Wird die Gastronomie durch kommunale 

Verpackungssteuern zusätzlich belastet? 

Umsatzeinbußen, die auf die Verpackungssteuer zurückzuführen sind, sind in Tübingen nicht bekannt. Die Corona-

Pandemie hatte einen stärkeren Einfluss auf die Gastronomiebetriebe als kommunale Verpackungssteuern. Dabei 

ist jedoch nach Art des Betriebs zu unterscheiden: Klassische Restaurants haben stark unter der Corona-Pande-

mie gelitten, sind aber von Verpackungssteuern kaum betroffen (außer bei Abholung und Lieferung von Speisen 

und Getränken in Einwegverpackungen), da sie wenig Einwegverpackungsmüll verursachen. Take-Away-Betriebe, 

die Verpackungssteuern Verantwortung für die von ihnen verbrauchten Einwegverpackungen übernehmen 

müssen, waren weniger stark von der Corona-Pandemie betroffen. Jedoch ist der Take-Away-Bereich seit der 

Anhebung auf die üblichen 19 % Mehrwertsteuer für Speisen und Getränke seit Januar 2024 gegenüber den 

klassischen Restaurants steuerlich begünstigt, da für ihn weiterhin der reduzierte Mehrwertsteuersatz von 7 % 

gilt. Im schlimmsten Fall könnte das sogar zu einem Anstieg des To-go-Konsums mit trotz Mehrwegangebots-

pflicht erlaubten und umweltschädlichen Einwegverpackungen führen. 

Die Kosten der Entsorgung der im öffentlichen Raum entsorgten Einwegverpackungen trägt allerdings die Allge-

meinheit, also alle Bürger*innen über die Abfallgebühren, egal ob sie Einwegverpackungen verbrauchen oder 

nicht. 

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/symptomatisch-nach-einem-jahr-mehrwegangebotspflicht-deutsche-umwelthilfe-stellt-noch-immer-verstoess/
https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/symptomatisch-nach-einem-jahr-mehrwegangebotspflicht-deutsche-umwelthilfe-stellt-noch-immer-verstoess/
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Wie können Gastronom*innen bei der Ein-

führung einer Verbrauchssteuer bezie-

hungsweise bei der Umstellung auf Mehr-

weg unterstützt werden? 

Zum einen durch Informationsveranstaltungen und Partizipation, d.h. Gastronom*innen sollten frühzeitig in 

die Pläne zur Einführung kommunaler Verpackungssteuern einbezogen werden. In Tübingen konnte die Akzep-

tanz gegenüber der Verpackungssteuer durch dieses Vorgehen erhöht werden.  

Ein Umstieg auf Mehrweg im Sinne kommunaler Verpackungssteuern bringt allerdings auch erst einmal Kosten 

mit sich. Um die Gastronomie bei diesen Umstiegskosten zu unterstützen, können Städte parallel zur Einfüh-

rung der Verpackungssteuer Mehrwegförderungsprogramme aufsetzen. Dies belegt auch ein von der DUH in 

Auftrag gegebenes Gutachten. 

Auch Tübingen verknüpfte die Einführung der Verpackungssteuer mit einem Mehrwegförderprogramm:  

Im Vorfeld der Mehrwegförderung hat die Verwaltung intensive Gespräche mit der Gastronomie geführt, um 

deren Bedürfnisse an ein Förderprogramm abzufragen. Ein Ergebnis dieser Gespräche war die Nicht-Festlegung 

auf ein einzelnes Mehrwegsystem, da die Anforderungen an Form, Material und Handling teils sehr unterschied-

lich waren und sind (manche Betriebe benötigen z.B. schnittfestes Geschirr). 

Die Einführung von Mehrweggeschirr wurde mit bis zu 500 € sowie in diesem Zusammenhang die Anschaffung 

von (Gewerbe-)Spülmaschinen mit bis zu 1.000 € gefördert. Ein Antrag konnte für mehrere Betriebsstätten ge-

stellt werden. Bsp.: Eine Bäckerei konnte einen Antrag für mehrere Betriebsstätten (Filialen) stellen. Der Zuschuss 

wurde für jede Betriebsstätte gewährt, es war aber nur ein Antrag nötig. Insgesamt wurden 110 Betriebe und 

Filialen mit rund 53.000 € gefördert. Angelegt war das Förderprogramm mit 50.000 €. Es lief zum Ende 2023 aus. 

Hinweis:  Die Förderung wurde aus Haushaltsmitteln der Stadt finanziert. Der Impuls dazu kam im Zuge der Dis-

kussion um dem Satzungsbeschluss der Verpackungssteuersatzung aus dem Gemeinderat. Fördermittel von 

Bund / Ländern zu diesem Zweck sind derzeit nicht bekannt. 

Werden die Bürger*innen durch kommu-

nale Verpackungssteuern zusätzlich belas-

tet? 

Zum einen haben Kund*innen immer die Möglichkeit haben, eigene Behältnisse oder Mehrwegbehältnisse der 

Gastronomiebetriebe zu nutzen. So entstehen ihnen keine Kosten durch die kommunale Verpackungssteuer. 

Zum anderen handelt es sich bei kommunalen Verpackungssteuern um eine gerechte Umverteilung von Ent-

sorgungskosten: Der Straßenmüll besteht laut einer Studie des Verbands Kommunaler Unternehmen in Städten 

inzwischen zu mehr als 40 Prozent aus Einwegplastik und Verpackungen. Die Kosten für die entsprechende 

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/Verpackungen/240610_Rechtsgutachten_Mehrwegf%C3%B6rderung_final.pdf
https://www.tuebingen.de/mehrweg#/28702
https://www.vku.de/presse/pressemitteilungen/archiv-2020-pressemitteilungen/einwegplastik-und-zigarettenkippen-in-der-umwelt-kosten-kommunen-jaehrlich-700-millionen-euro/
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Reinigung und Entsorgung werden von allen Bürger*innen über die Abfallgebühren bezahlt. D.h. alle Bürger*in-

nen, egal ob sie den Einwegmüll im öffentlichen Raum verursachen oder nicht, werden mit 11,4 € pro Jahr für die 

Entsorgungskosten des Verpackungsmülls im öffentlichen Raum belastet. Die Steuer belastet hingegen diejeni-

gen, die zu der Vermüllung des öffentlichen Raums beitragen.  

Nicht zu vergessen ist auch der Faktor Umweltgerechtigkeit: Die Vermüllung der öffentlichen Flächen schadet 

denjenigen am meisten, die auf die Aufenthaltsflächen angewiesen sind (kein eigener Balkon, Garten etc.). 

Es liegt aktuell noch eine Verfassungsbe-

schwerde vor. Sollten Städte und Gemein-

den daher nicht lieber weiter abwarten? 

Die McDonald’s-Klägerin hat als letzten rechtlich möglichen Schritt Beschwerde vor dem Bundesverfassungsge-

richt (BVerfG) eingelegt. Das BVerfG hat sich die Beschwerde auf die Agenda 2024 gesetzt. In diesem Jahr wird es 

jedoch wahrscheinlich nicht mehr zu einer Entscheidung kommen. Städte und Gemeinden sollten diese Zeit nut-

zen, sich für die Einführung einer kommunalen Verpackungssteuer entscheiden und diese schnellstmöglich vor-

bereiten, um nach der Entscheidung des BVerfG startklar zu sein.  

Hinweis: Städte und Gemeinden, die Tübingen mit der Einführung einer kommunalen Verpackungssteuer folgen 

wollen, müssen keine komplett neue Satzung entwickeln, sondern können sich an der bereits bestehenden und 

vom Bundesverwaltungsgericht geprüften Tübinger Satzung orientieren. 

Liegt mit Einführung des Einwegkunststoff-

fonds ab 2024 eine unzulässige Doppelab-

gabenpflicht vor? 

Leider herrscht seit des Inkrafttretens des Einwegkunststofffondsgesetzes (EWKFondsG) zum 1. Januar 2024  bei 

einigen Akteur*innen Verunsicherung bezüglich einer potenziellen Doppelbesteuerung durch kommunale Verpa-

ckungssteuern vor. Denn in seinem wegweisenden Urteil zur Rechtmäßigkeit der Tübinger Steuer vom 24. Mai 

2023 hat das BVerwG die Vereinbarkeit der kommunalen Verpackungssteuer mit dem EWKFondsG nicht geprüft, 

da das Gesetz erst 2024 Gültigkeit erlangte und somit nicht zur damals aktuellen Rechtslage gehörte. Um diese 

Frage zu klären, hat die DUH von der renommierten Kanzlei Geulen & Klinger ein Rechtsgutachten zur Verein-

barkeit einer kommunalen Verpackungssteuer mit dem EWKFondsG erstellen lassen. Das Ergebnis der rechtli-

chen Prüfung ist eindeutig: Es ist keine unzulässige Doppelabgabepflicht gegeben. 

Generell dürfen örtliche Verbrauchs- und Aufwandssteuern nur erhoben werden, wenn sie bundesgesetzlichen 

Steuern in der Gesamtbetrachtung von Steuergegenstand, Erhebungsweise, Steuerquelle und der wirtschaftli-

chen Auswirkung nicht gleichartig sind. Im Vergleich der Tübinger Verpackungssteuer und dem EWKFondsG fallen 

jedoch viele Unterschiede auf: 

https://www.bverwg.de/240523U9CN1.22.0
https://www.bverwg.de/240523U9CN1.22.0
https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/DUH_Rechtsgutachten_Klinger_Doppelbesteuerung.pdf
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Beim EWKFonds handelt es sich um eine von den Hersteller*innen bestimmter Einwegkunststoffprodukte zu zah-

lende Abgabe, welche nach dem Gewicht berechnet und für die erstmalige Bereitstellung der Produkte auf dem 

Markt fällig wird. Die Einnahmen dieser Sonderabgabe müssen zweckgebunden für die Deckung der Entsorgungs-

kosten genutzt werden, die das Inverkehrbringen des Einwegkunststoffs verursacht hat. Die Tübinger Verpa-

ckungssteuer stellt hingegen eine Steuer dar, die materialunabhängig von Verkäufer*innen von besteuerten Ein-

wegartikeln mit einem festen Satz pro Gegenstand bezahlt werden muss. Als reguläre Steuereinnahmen fließen 

diese in den kommunalen Haushalt und können neben der Abdeckung der Abfallkosten auch für weitere Zwecke 

genutzt werden. Nach einer Gesamtbetrachtung der Eigenschaften der beiden Regelungen liegt also keine 

Gleichartigkeit vor und somit ist auch keine unzulässige Doppelabgabepflicht gegeben. 

Kann es durch die Umsetzung der EU-Plas-

tiksteuer zu einer Doppelbesteuerung mit 

kommunalen Verpackungssteuern kom-

men? 

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seine Entscheidung vom 24.5.2023 zur Rechtmäßigkeit der Tübinger Steuer 

die damalige aktuelle Rechtslage einbezogen. Eine Betrachtung zu einer potenziellen Doppelbesteuerung durch 

die Regelungen des Einwegkunststofffondsgesetzes (EWKFondsG), das am 1. Januar 2024 in Kraft trat sowie wei-

tere rechtliche Entwicklung bezüglich der Umsetzung der EU-Plastiksteuer in nationales Recht wurden in die Ent-

scheidung entsprechend nicht einbezogen. Um die Frage nach der Vereinbarkeit des EWKFondsG mit kommuna-

len Verpackungssteuern zu klären, hat die DUH ein Rechtsgutachten erstellen lassen. Das Ergebnis der rechtlichen 

Prüfung ist eindeutig: Es ist keine unzulässige Doppelabgabepflicht gegeben. 

Da die Ausgestaltung der Umsetzung der EU-Plastiksteuer noch nicht klar ist, kann man eine solche Analyse wie 

bei dem EWKFondsG allerdings noch nicht durchführen. Dies ist abschließend erst möglich, sobald der Rahmen 

bezüglich Steuergegenstand, Erhebungsweise, Steuerquelle und der wirtschaftlichen Auswirkung der nationalen 

Umsetzung der EU-Plastiksteuer feststeht. 

https://www.bverwg.de/240523U9CN1.22.0
https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Kreislaufwirtschaft/DUH_Rechtsgutachten_Klinger_Doppelbesteuerung.pdf

